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STADT NEUSTADT B. COBURG 

Entwurf:              Schirmer / Architektin Dipl.-Ing. (FH)

Referatsleiter:     R. Peschel

im Bereich Wildenheid

B E B A U U N G S P L A N E N T W U R F    " K E M M A T E R  W I E S E "     

1. Aufstellungsbeschluss

- Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom ................

die Aufstellung des Qualifizierten

Bebauungsplanes beschlossen.

- Der Aufstellungsbeschluss wurde am ..................

orstüblich bekannt gemacht.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

2. Frühzeitige Beteiligung

- Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß

§ 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und

Anhörung für den Vorentwurf des Qualifizierten

Bebauungsplanes in der Fassung vom ................

hat in der Zeit vom ...............  bis .................

stattgefunden.

- Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für

den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom ................

hat in der Zeit vom ...............  bis .................

stattgefunden.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

3. Billigungs- und Auslegungsbeschluss

- Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am .................

dem Entwurf des Qualifizierten

Bebauungsplanes zugestimmt.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

4. Öffentliche Auslegung

- Zu dem Entwurf des Qualifizierten Bebauungsplanes

in der Fassung vom.................

wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher

Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit                vom ...............  bis ................

beteiligt.

- Der Entwurf des Qualifizierten Bebauungsplanes

in der Fassung vom ................

wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

in der Zeit vom ...............  bis ................

öffentlich ausgelegt.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

5. Satzungsbeschluss

- Die Stadt Neustadt b. Coburg hat mit Beschluss des Stadtrates  vom.................

den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom.................

als Satzung beschlossen.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

6. Inkrafttreten

- Der Satzungsbeschluss zum Qualifizierten

Bebauungsplan  wurde am ..................

gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den

üblichen Dienststunden in der Stadtverwaltung Neustadt zu jeder-

manns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen

Auskunft gegeben.

  Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB

und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Neustadt b. Coburg, den .................

                                                                                                        ................................

 Oberbürgermeister

Qualifiziertes Verfahren

M 1 : 100

Zeichnerische Festsetzungen:

Ergänzend zur Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

T E X T L I C H E   F E S T S E T Z U N G E N
   L E G E N D E

557 m²

617 m²

750 m²

918 m²

Gez.:                  Branß

-   STADTPLANUNG   -

Datum:  23.07.2018

Die vom WWA Kronach vorgenommene Recherche im Altlasten-, Boden- und Deponieinformationssystem

(ABuDIS) erbrachte auf den beplanten Flächen keine kartierten Schadensfälle oder Altablagerungen.

Sollte belastetes Material gefunden werden, ist nach folgendem Mustererlass vorzugehen:

"Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der

Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren" der ARGEBAU, mit StMIS vom 18.04.02, Az.

IIB5-4611.110-007/91 in Bayern verbindlich eingeführt.

Im Umgang mit Bodenmaterial wird auf die einschlägigen Gesetze und Merkblätter verwiesen:

Bezug über:

https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/bodenmaterial/index.htm

Häufige Fragen im Zusammenhang mit Bodenaushub beantwortet folgender Link:

https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/faq_bodenaushub/index.htm

Weiterhin wird empfohlen, bei der Errichtung eines Kellergeschosses, bauliche Vorkehrungen gegen

drückendes Wasser (sog. Druckwasser als hochstehendes Grund- bzw. Schichtenwasser), z. B. in Form

einer "weißen Wanne", vorzunehmen.

Aufgrund der möglichen hohen Grundwasserstände ist bei der Errichtung eines Kellergeschosses eine

wasserrechtliche Zulassung (z.B. für das Einbringen von Stoffen ins Grundwasser) erforderlich. Diese ist

über das Landratsamt Coburg, Untere Wasserbehörde, einzuholen und muss rechtzeitig vor Baubeginn vor-

liegen. Auf deren Erteilung besteht kein Rechtsanspruch.

9. Baugestaltung

Für das gesamte Baugebiet werden Putzfassaden festgesetzt. Grelle Farben sind ausgeschlossen.

Holzverkleidungen kleiner als 1/3 der gesamten Fassade sind zulässig. Ausnahmsweise können Gebäude in

Holzbauweise mit Sichtholzfassade oder in Sichtmauerwerk als Klinker- oder Backsteinfassade zugelassen

werden. Gebäude mit Rundholzfassade sind unzulässig.

10. Abstandsflächen

Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten.

11. Entwässerung

-  Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. Die Kanäle müssen dicht sein. Die Dichtigkeit ist vom Bau-

   herrn durch eine Fachfirma nachzuweisen.

-  Es wird empfohlen, das Niederschlagswasser über Sickeranlagen dem Untergrund zuzuführen oder

   gesammelt zur Gartenbewässerung zu nutzen. Das Versickern des Niederschlagswassers auf den Grund-

   stücken ist innerhalb der Grenzen der "Niederschlagswasserfreistellungsverordnung" (NWFreiV) erlaub-

   nisfrei. Diese Verordnung sowie die "Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem

   Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)" und die "Technischen Regeln zum schadlosen

   Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG)" beschreiben die

   erlaubnisfreie Versickerung bzw. Einleitung von Niederschlagswasser. Ansonsten ist das Niederschlags-

   wasser an den Regenwasserkanal anzuschließen.

-  Für erlaubnispflichtige Einleitungen ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

Eine Grundwasserabsenkung darf nicht erfolgen. Eine Hausring-Drainage zur Ableitung von Sickerwasser

an den Regenwasserkanal ist zulässig.

An der nördlichen Grenze des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wird ein offener Entwässerungs-

graben errichtet. Dieser dient als Ersatz für die in Abt. II des Grundbuchs eingetragenen Wassergraben-

haltungsrechte einschließlich Nebenrechte, die ebenfalls in den Geltungsbereich des Bebauungsplans fallen.

12. Versorgungsanlagen

-  Sämtliche Ver- und Entsorgungsleitungen sind in unterirdischer Bauweise herzustellen. Bei der

   Erschließungsplanung sind entsprechende Trassen vorzusehen. Bei den Baumaßnahmen ist darauf zu

   achten, dass die Leitungen aus Kostengründen gemeinsam verlegt werden können.

13. Hinweise

Auf mögliche Immissionen (Gerüche, Staub, und Geräusche), durch eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung

auf den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen, wird hingewiesen.

Die Nutzung von Sonnenenergie, anderen regenerativen Energien, Regenwasser, Kompostierung u. Ä.

sind wünschenswert.

Umweltverträglichkeit

Bei der Bauausführung sollte bei der Verwendung von Baustoffen, bei der Gebäudedämmung, der

energetischen Versorgung der Gebäude, vor allem hinsichtlich Heiz- und Kühlenergie und

Brauchwassererwärmung auf möglichst niedrige Kohlendioxid- und andere Treibhausgasemissionen

geachtet werden. Regional verfügbare, natürliche Baustoffe sind bevorzugt zu verwenden. Eine

umweltverträgliche Erzeugung sowie eine entsprechende Recyclingfähigkeit des Materials sind zu beachten.

Hinweis zur Nutzung von Regenwasser:

Nach § 17 Abs. 2 der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) dürfen Regenwassernutzungsanlagen ohne eine

den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Sicherheitseinrichtung nicht mit Trink-

wasserleitungen verbunden werden. Ferner müssen nach § 17 Abs. 2 TrinkwV die Leitungen unterschied-

licher  Versorgungssysteme  farblich  unterschiedlich gekennzeichnet und erforderlichenfalls gegen nicht

bestimmungsgemäßen Gebrauch gesichert sein.

Nach § 13 Abs. 4 der Trinkwasserverordnung ist die Inbetriebnahme von Anlagen, die keine Trinkwasser-

qualität haben und zusätzlich im Haushalt installiert werden, der zuständigen Behörde (Landratsamt Coburg,

Amt für Gesundheit) anzuzeigen.

Hinweis Denkmalschutz:

Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für

Denkmalpflege, Dienststelle Seehof, oder der unteren Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs.1-2 DSchG.

Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der unteren Denk-

malschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch

der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die

zum Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den

Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige

an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf einer Woche

nach Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände

vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Hinweis Vermessungs- und Grenzzeichen:

Vermessungs- und Grenzzeichen sind dauerhaft zu schützen und zugänglich zu halten. Dies gilt insbe-

sondere während der Baumaßnahmen.

Die Sicherung gefährdeter Grenzzeichen ist vor Baubeginn beim Amt für Digitalisierung, Breitband und

Vermessung Coburg zu beantragen.

1. BEBAUUNGSPLAN

Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

Im räumlichen Geltungsbereich wird ein WA - Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt.

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus den überbaubaren Grundstücksflächen in Verbindung mit

der Zahl der Vollgeschosse und der Größe der Baugrundstücke, die Höchstgrenze bildet § 17 BauNVO.

-  Bei eingeschossigen Wohnbauten mit ausbaufähigem Dachgeschoss sind Kniestöcke bis max.1,125 m

   zulässig. Die Kniestockhöhe wird gemessen von Oberkante Rohfußboden (OK RFB) bis Schnittpunkt

   Unterkante Sparren/Außenkante Außenwand. Das Dachgeschoss kann auch ein Vollgeschoss sein.

-  Bei Wohngebäuden mit zwei Vollgeschossen und Dachgeschoss ist das Dachgeschoss nicht als

   Vollgeschoss und nur ohne Kniestock zulässig.

Die entsprechenden Angaben in den Nutzungsschablonen sind zu beachten.

Für die Wohngebäude werden max. zwei Wohneinheiten festgesetzt.

3. Bauweise

Für den Geltungsbereich ist die offene Bauweise nach § 22 BauNVO festgesetzt.

Bereich A

Einzelhausbebauung mit max. I+DG, wobei DG ein Vollgeschoss sein kann.

Dächer

-  Die festgesetzten Dachformen sind das Satteldach (SD) und das Walmdach (WD).

-  Für den Bereich A gilt eine Dachneigung für Hauptgebäude von 30°-45°.

-  Für den Bereich A werden Ziegel- oder Dachsteine in ortsüblicher Farbe, nicht glasiert oder glänzend,

   vorgeschrieben.

-  Kniestöcke über 1,125 m werden ausgeschlossen. Dies gilt nicht bei Rücksprüngen in der Außenwand,

   deren Länge 1/3 der gesamten Wandlänge insgesamt nicht überschreitet. Dachauskragungen werden

   zur Ermittlung der Kniestöcke nicht herangezogen.

-  Die Länge der Gauben und Zwerchgiebel darf 2/5 der jeweiligen Dachlänge nicht überschreiten. Zum

   seitlichen Dachrand ist ein Mindestabstand von 1,50 m einzuhalten. Die max. Länge der Einzelgauben

   darf 2,50 m betragen.

   Zugelassen sind stehende Gauben mit Satteldach und geschleppte Gauben. Der oberste Schnittpunkt

   Hauptdach/Gaube muss mindest. 50 cm unterhalb des Hauptfirstes liegen. Negative Dachgauben

   werden ausgeschlossen.

-  Die im Bebauungsplan festgelegten Firstrichtungen der Hauptgebäude sind zwingend einzuhalten.

Bereich B

Einzelhausbebauung mit I-II, II Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO und

§ 17 BauNVO).

Dächer

-  Die festgesetzten Dachformen sind das Satteldach (SD), Walmdach (WD), Zeltdach (ZD) und ausnahms-

   weise das Flachdach (FD).

-  Für den Bereich B gilt eine Dachneigung für Hauptgebäude von 20°-45°.

-  Für den Bereich B werden Ziegel- oder Dachsteine in ortsüblicher Farbe, nicht glasiert oder glänzend,

   vorgeschrieben.

-  Bei zweigeschossiger Bebauung ist ein Kniestock unzulässig. Die Firsthöhe darf max. 10,00 m betragen

   (gemessen über OK RFB-EG). Abweichend können auf Antrag Flachdachkonstruktionen für Haupt-

   gebäude ausnahmsweise zugelassen werden.

4. Garagen, Carports und Stellplätze

Für das Baugebiet sind Einzel- oder eine Doppelgarage gemäß § 12 BauNVO festgesetzt. Garagen und

Carports sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen unterzubringen.

Stellplätze auf Privatgrund sind nur im Zufahrtsbereich entlang der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig.

Die Stellplätze sind versickerungsfähig zu gestalten.

-  Für Garagen, Carports und Nebengebäude mit Ziegeldeckung gilt eine Dachneigung von 20°-45°.

   Grenzgaragenbebauungen zweier Nachbarn sind hinsichtlich der Dachneigung anzupassen.

   Grenzgaragen sind an den Grunstücksgrenzen giebelständig zu erstellen.

-  Ausnahmsweise können Garagen und Carports mit Flachdachkonstruktionen zugelassen werden.

5. Nebenanlagen

Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, wie z. B. Gerätehütten (max. 16 m²), sind außerhalb der Baugrenzen

zulässig. Gartenhütten sind außerhalb der Baugrenzen nur zulässig, wenn sie nicht größer als 16 m²

(Bruttogrundrissfläche) sind und ein Grenzabstand von mindestens 3 m eingehalten wird.

Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Nebenanlagen in Richtung der öffentlichen Verkehrsfläche wird

nicht zugelassen.

6. Verkehrsflächen

Die Straßen innerhalb des Gebietes dienen als reine Wohnstraßen und sind verkehrsberuhigt zu gestalten

(Tempo-30-Zone).

7. Einfriedungen

Die Einfriedungen werden als Holzzäune, Stahlgitterzäune, Industriezäune und Maschendrahtzäune oder

Hecken im Kreuzungs- oder Einmündungsbereich sowie entlang von öffentlichen Verkehrsflächen auf eine

max. Höhe von 1,00 m (einschl. Sockel) festgelegt. Im Bereich der übrigen Grenzen sind die Einfriedungen

bis max. 1,20 m zulässig. Dies gilt nicht für die Festlegung der Höhe bei Sträuchern und Hecken. Hier greift

das Informationsblatt "Rund um die Gartengrenze" des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz in der

aktuellen Fassung.

8. Höhenlage der baulichen Anlagen

-  Die Höhenfestlegung der zu errichtenden Gebäude ergibt sich aus den Festlegungen der Straßen und

   Kanalhöhen.

-  Der Erdgeschossrohfußboden liegt mind. 0,10 m bis max. 0,50 m über Straßenniveau, gemessen Mitte

   des Hauptgebäudes.

-  Abgrabungen und Aufschüttungen größeren Umfangs sind zu vermeiden und auf die Zugangs-, Zufahrts-

   und Terrassenbereiche zu begrenzen. Notwendige steile Böschungen sind gärtnerisch zu sichern und zu

   gestalten. Böschungen müssen weich in das Umland übergehen.

-  Stützmauern entlang der Grundstücksgrenzen der Nachbarflurstücke einschließlich dahinter liegender

   Geländeauffüllungen sind grundsätzlich unzulässig und können nur in begründeten Fällen ausnahms-

   weise zugelassen werden.

Das zukünftige Baugebiet liegt im wassersensiblen Bereich. Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist mit

oberflächennahem Grund- bzw. Schichtenwasser zu rechnen. Die sickerwasserführende Schicht unterliegt

stärkeren jahreszeitlichen Schwankungen, mit Maximalwerten nach der Schneeschmelze im Frühjahr.

Den zukünftigen Grundstückseigentümern wird dringend empfohlen, vor Baubeginn ein Baugrundgutachten

zu beauftragen. Im Bereich des Bebauungsplanes wurden zu früheren Zeiten Fischteichanlagen betrieben,

die dann aufgelassen und verfüllt wurden.

624 m²

550 m²

721 m²

539 m²

624 m²

615 m²

557 m²

1046 m²

735 m²

724 m²

866 m²

Bereich A

Bereich B

5

.

5

0

5

.

5

0

5

.

5

0

2,5 %

Straße

5,50 m

Straßenquerschnitt 

5,80 m

Außenkante Bordstein

715 m²

685 m²

930 m²

Grundstück
Grundstück

5

.

0

0

5

.

0

0

5

.

0

0

3

.

5

0

5

.

0

0

5

.

0

0

5

.

0

0

Grundstück

Von-Kemmaten-Straße

Grundstück

Baugebiet Kemmater Wiese

3,50 m

2,50 m
1,00 m

Schemaschnitt öffentlicher Grünstreifen

M 1 : 100

PVCU-Rohr

Ø 200

0
,
3

0
 
m

Abstand variabel

zu:  2. GRÜNORDNUNG

Erforderliche Ausgleichsmaßnahme

Für die Maßnahme ist ein Ausgleichsbedarf von 0,73 ha (7.300 m²) erforderlich.

Als Ausgleich ist die Flurnummer 492 in der Gemarkung Wildenheid (Eigentum der Stadt)

geeignet. Die Flächengröße beträgt 7.120 m². Bei der derzeit landwirtschaftlich genutzten

Fläche ist der Oberboden in einer Stärke von 15-20 cm abzutragen. Nach dem Abschieben der

Fläche und dem Abtransport des Oberbodens ist die Fläche zu grubbern und plan zu eggen.

Eine Ansaat soll nicht erfolgen. Die Begrünung der Fläche soll die natürliche Sukzession

übernehmen. Die Fläche darf weder gedüngt noch gespritzt werden. Die Pflege der Fläche soll

bei Bedarf (Mahd alle 2-3 Jahre) in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde erfolgen.

Das Ziel ist das Erreichen eines "Sandmagerrasens".

Im Teilbereich südlich des öffentlichen Weges, wo das Grundstück noch breit genug ist, sollen

einzelne Solitärsträucher (keine Landschaftshecke) gepflanzt werden, z. B. Heckenrose,

Schlehen, Weißdorn usw.

Die Stadt Neustadt b. Coburg besitzt ein Ökokonto. Derzeit stehen mit der FlNr. 153 der

Gemarkung Birkig Ausgleichsflächen mit ca. 3.185 m² zur Verfügung. Nach Absprache mit der

Unteren Naturschutzbehörde sind hiervon die notwendigen restlichen 180 m² Ausgleichsfläche

in Abzug zu bringen.

Weiter wird festgesetzt, dass in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde die Aus-

gleichsmaßnahme im Vorgriff zur Baumaßnahme im Herbst 2019 durchzuführen ist. Die Aus-

gleichsmaßnahme wird unabhängig von der Bauleitplanung grundsätzlich für das Ökokonto

anerkannt.

Die Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-

behörde festzulegen und durchzuführen.
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Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
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Zahl der Vollgeschosse

Satteldach / Walmdach / Zeltdach / Flachdach

Dachneigung

Firstrichtung zwingend

offene Bauweise

(§ 22 Abs. 2 BauNVO)

nur Einzelhäuser zulässig

Baugrenzen

(§ 23 Abs. 1 und 3 BauNVO)

Straßenbegrenzungslinie

private Grünflächen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

des Bebauungsplanes nach § 9 Abs. 7 BauGB

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
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Flurnummern

Vorgeschlagene Bebauung

Firstrichtung frei wählbar

E

öffentliche Grünflächen

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

zu belastende Flächen

Geänd.: 11.09.2019 

2. GRÜNORDNUNG

Nicht überbaubare Grundstücksflächen - Grünordnung

-  Die nicht überbauten Grundstücke sind, soweit sie nicht gärtnerisch genutzt werden, ausreichend zu

   begrünen und zu bepflanzen. Einheimische Gehölze sollten Verwendung finden. Zu pflanzende Bäume

   sollten einen Abstand von mind. 2,50 m zu den Leitungstrassen einhalten.

-  Jede unnötige Versiegelung des Bodens ist zu vermeiden. Flächenbefestigungen innerhalb der Bau-

   grundstücke sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Im Bereich der Garagenzufahrten

   sind Befestigungen mit versickerungsfähigen Belägen vorzusehen (Pflaster, Rasenpflaster, wasser-

   gebundene Decke, Schotter usw.).

-  Die Anpflanzung von Sträuchern und deren dauerhafte Unterhaltung zum Außenbereich hin wird

   vorgeschrieben.

   Dazu sind folgende Arten zu verwenden:

   z. B. Feldahorn, Trauben-Kirsche, Haselnuss, Weißdorn, Heckenkirsche, Heckenrose, Roter Hartriegel,

   Gelber Hartriegel, Vogelkirsche, Liguster, Flieder, Schneeball etc.

14. Inkrafttreten

Der Bebauungsplan wird mit der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 10 BauGB rechtsverbindlich.

15. Rechtliche Grundlagen des Qualifizierten Bebauungsplanes "Kemmater Wiese" sind:

-  Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017

   (BGBI. I S. 3634).

-  Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017

   (BGBI. I S. 3786).

-  Die Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch

   Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBI. I S. 1057) geändert worden ist.

-  Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007

   (GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt durch § 1 Abs. 156 der Verordnung vom 26. März 2019

   (GVBI. S. 98) geändert.

Die Auflistung ist nicht abschließend.
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